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Der Magistrat 

 
 

Haushaltsantrag 2026 

der Fraktion SPD 
HHAT-12/2026 

 

Datum 10.02.2026 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2026 beschlussempfehlend 

 
Betreff: 
Antrag zum Haushalt 2026 
010102200 - Rechtsamt 
Antrag der SPD-Fraktion vom 10.02.2026 
 
 
Antragstext: 
 
 Beschluss: Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
1.  Im Produkt 010102200 werden die juristischen Stellenanteile so begrenzt, dass 

künftig maximal eine Juristenstelle ohne Amtsleitungsfunktion vorgesehen ist.  
 
2.  Der Stellenplan Teil A (Beamte) und Teil B (Arbeitnehmer) ist im Produkt 010102200 

entsprechend anzupassen.  
 
Begründung:  
 
Angesichts der Haushaltslage ist eine dauerhafte Senkung fixer Personalkosten erforderlich. 
Personalkosten sind ein zentraler, langfristig wirksamer Ausgabenblock. Im Bereich Rechts-
beratung kann die Verwaltung handlungsfähig bleiben, auch wenn die juristische Kapazität 
intern auf das notwendige Minimum reduziert wird.  
 
Eine fallbezogene Beauftragung externer Kanzleien ermöglicht es, Leistungen bedarfsge-
recht einzukaufen und je nach Rechtsgebiet gezielt Expertise einzusetzen. Das kann die 
Qualität der Rechtsberatung erhöhen, weil spezialisierte Kanzleien regelmäßig vertieft in ein-
zelnen Materien arbeiten. Zugleich werden Fixkosten reduziert und Kosten planbarer, weil 
Rechtsberatung dann anlassbezogen statt dauerhaft vorgehalten wird. Damit leistet die Maß-
nahme einen strukturellen Konsolidierungsbeitrag, ohne die rechtliche Unterstützung der 
Verwaltung grundsätzlich in Frage zu stellen.  
 
Belegstellen (Stellenplan): Das Produkt 010102200 ist im Stellenplan Teil A und Teil B aus-
gewiesen, einschließlich Planstellenumfang und tatsächlich besetzter Stellen. 
 
 

 
 
      
 




